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Vorwort

Zu Beginn des Habilitationsprojekts, das zu der vorliegenden Arbeit führte, 
stand das Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes. Bei der Erkundung der 
neuen Regeln zeigte sich bald, dass die ausgefeilten Bestimmungen des Auf-
enthG, des StAG, des FreizügG/EU, des AsylVfG und des BVFG ein gemein-
sames Regelungsziel verfolgen. Mit den Einzelbestimmungen des Migrations-
verwaltungsrechts, deren dogmatische Aufarbeitung den Rechtsalltag der 
Ausländerbehörden und Verwaltungsgerichte prägen, verfolgt der Gesetzge-
ber eine übergeordnete Zielvorgabe. Es geht um die Steuerung der Einreise, 
des Aufenthalts und der Integration von Ausländern mit den Mitteln des 
Rechts. Dieser Steuerungsanspruch des Migrationsrechts begründet den Auf-
merksamkeitsschwerpunkt der vorliegenden Untersuchung.

Die Arbeit entstand an der Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität 
zu Berlin. Wiederholt profi tierte ich vom lebhaften Wissenschaftsdiskurs vor 
Ort und der Nähe zu den politischen Entscheidungsträgern. Als besonders 
lehrreich empfand ich meine Zeit als erster Postdoktorand des Berliner Gradu-
iertenkollegs „Verfassung jenseits des Staates.“ Dessen interdisziplinäre Aus-
richtung und der intensive Austausch mit Gastrednern erleichterten mir die 
wissenschaftliche Erschließung des Migrationsrechts. Gleiches gilt für die 
Konfrontation mit dem angelsächsischen Rechtskreis während meines sechs-
monatigen Aufenthalts am British Institute of International and Comparative 
Law (BIICL) und bei den jährlichen Workshops des Transatlantic Exchange 
for Academics in Migration Studies (TEAMS).

Mit dem Abschluss des Habilitationsverfahrens rückt der Abschied vom 
Walter-Hallstein-Institut für Europäisches Verfassungsrecht näher. Die ver-
trauensvolle Unterstützung und Beratung durch meinen Lehrer Prof. Dr. Dr. 
h. c. Ingolf Pernice nutzte mir nicht nur bei der Erstellung von Dissertation 
und Habilitationsschrift. Nachhaltig prägt die Mitarbeit am „WHI“ meine 
wissenschaftliche Gedankenwelt; die Verbundenheit reicht über dieses Vor-
wort hinaus. Dank gebührt auch Prof. Dr. Kay Hailbronner für die regelmä-
ßigen Einladungen zu den ertragreichen TEAMS-Workshops und dem DAAD 
für die Finanzierung des Forschungsaufenthalts in London. Mein Dank gilt 
schließlich Prof. Dr. Gunnar Schuppert, dessen Zweitgutachten den zügigen 
Abschluss des Habilitationsverfahrens ebenso begünstigte wie die Überarbei-
tung des einleitenden Kapitels.



VI Vorwort

Während des Publikationsprozesses erfuhr ich tatkräftige Hilfe bei der Kor-
rekturlektüre durch meine Mutter Heidrun Alack-Thym aus Tübingen, Mar-
got Matz von der Universität Bielefeld sowie Udo Heckeler nebst studentischen 
Mitarbeitern von der Berliner Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RöverBrönner. 
Aufgrund der fi nanziellen Unterstützung durch die VG Wort und die Betreu-
ung durch den Verlag Mohr Siebeck erfolgt die Drucklegung kurz nach Ab-
schluss der Überarbeitung. Die Darstellung beruht auf der Rechtsentwicklung 
und dem Stand der Literatur zu Weihnachten 2009. Für Kommentare, Anre-
gungen und Kritik bin ich jederzeit dankbar (daniel@thym.de). Ich freue mich 
auf den fortgesetzten wissenschaftlichen Diskurs über die rechtliche Steue-
rung des Migrationsgeschehens.

Berlin, im Februar 2010 Daniel Thym
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